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11 VO über die Gründung von Vereinigungen

(2) Über die staatliche Anerkennung von Vereini­
gungen entscheiden:
a) der Stellvertreter des Vorsitzenden für Inneres 

des Rates des Stadt- oder Landkreises, wenn sich 
die Tätigkeit der Vereinigungen auf den Stadt­
oder Landkreis beschränkt;

b) der Stellvertreter des Vorsitzenden für Inneres 
des Rates des Bezirkes, wenn sich die Tätigkeit 
der Vereinigungen über mehrere Kreise des Be­
zirkes erstreckt;

c) der Leiter der Hauptabteilung Innere Angele­
genheiten des Ministeriums des Innern, wenn 
sich die Tätigkeit der Vereinigungen über mehre­
re Bezirke erstreckt, es sich um Vereinigungen 
mit internationaler Bedeutung oder Vereinigun­
gen von Bürgern anderer Staaten in der Deut­
schen Demokratischen Republik handelt.

(3) Die Gründung und Tätigkeit von Vereinigungen 
kann durch besondere Rechtsvorschriften bestimmt 
werden.

Anmerkung: Vgl. z. В. АО vom 23. 3. 1976 über die 
Verleihung der Rechtsfähigkeit an Verbände und 
Gesellschaften auf dem Gebiet der Kultur (GB1.I
Nr. 13 S. 198).

§3
(1) Die beabsichtigte Gründung einer Vereinigung 
ist beim Fachorgan des Rates des Stadt- oder Land­
kreises bzw. des Bezirkes bzw. zentralen staatlichen 
Organ, dessen Aufgabenbereich durch den Charak­
ter sowie die Zielstellung der Vereinigung berührt 
wird (nachfolgend zuständiges Fachorgan bzw. zu­
ständiges zentrales staatliches Organ genannt), 
schriftlich anzumelden.
(2) Gründungshandlungen sind erst nach der Bestä­
tigung der Anmeldung durch das zuständige Fach­
organ bzw. zuständige zentrale staatliche Organ zu­
lässig und innerhalb von 3 Monaten abzuschließen.

§4
(1) Jede Vereinigung muß nach ihrer Gründung ei­
ne Leitung sowie ein Statut, eine Satzung oder Ord­
nung (nachfolgend Statut genannt) haben.
(2) Die Leitung muß aus mehreren, entsprechend 
dem Statut gewählten Personen bestehen.

§5
Das Statut einer Vereinigung muß Festlegungen ent­
halten über
a) Name"und Sitz der Vereinigung
b) Charakter, Ziel, Tätigkeitsbereich sowie Struk­

tur der Vereinigung,
c) Aufgaben, Rechte und Pflichten sowie Einberu­

fung und Beschlußfassung der Mitgliederver­
sammlung bzw. der anderen durch das Statut be­
stimmten Organe,

d) Zusammensetzung, Aufgaben, Rechte und 
Pflichten sowie Wählbarkeit der Leitung,

e) Rechte und Pflichten der Mitglieder,
f) Ein- und Austritt der Mitglieder,
g) Finanzierung, Eigentumsverhältnisse, Haftung 

und Vertretung im Rechtsverkehr,
h) Beendigung der Tätigkeit der Vereinigung und 

die damit verbundene Abwicklung der Geschäf­
te.

§ 6
(1) Nach erfolgter Gründung einer Vereinigung ist 
beim zuständigen Fachorgan bzw. zuständigen zen­
tralen staatlichen Organ der Antrag auf staatliche 
Anerkennung zu stellen.
(2) Dem formgebundenen Antrag sind das Statut, 
die personelle Aufstellung der Leitung, Angaben 
über die Mitgliederstärke und das Protokoll der 
Gründungsversammlung in dreifacher Ausfertigung 
beizufügen.

§7
(1) Die Prüfung des Antrages auf staatliche Aner­
kennung einer Vereinigung sowie eine auf die Mit­
wirkung der Vereinigung bei der Erfüllung gesamt­
gesellschaftlicher Aufgaben ausgerichtete Anleitung 
und die Kontrolle über die Einhaltung der Rechts­
vorschriften hat durch das zuständige Fachorgan 
bzw. zuständige staatliche Organ zu erfolgen.
(2) Die überprüften Antragsunterlagen sind mit 
einer schriftlichen Stellungnahme des leiters des zu­
ständigen Fachorgans bzw. zuständigen zentralen 
staatlichen Organs dem im § 2 Abs. 2 genannten Ver­
antwortlichen zuzuleiten. Dieser entscheidet über 
die staatliche Anerkennung der Vereinigung. Die 
Entscheidung ist der Vereinigung schriftlich mitzu­
teilen.

§ 8

Änderungen und Ergänzungen des Statuts werden 
erst wirksam, wenn sie innerhalb von 4 Wochen, ge­
rechnet vom Zeitpunkt der Beschlußfassung, durch 
die Vereinigung dem zuständigen Fachorgan bzw. 
zuständigen zentralen staatlichen Organ zur Prüfung 
vorgelegt und von dem im § 2 Abs. 2 genannten Ent­
scheidungsbefugten bestätigt wurden. Personelle 
Veränderungen der Leitung sind im gleichen Zeit­
raum durch die Vereinigung schriftlich mitzuteilen.

§9
(1) Die staatliche Anerkennung einer Vereinigung 
kann durch den im §2 Abs. 2 genannten Entschei­
dungsbefugten widerrufen werden, wenn die Ver­
einigung die im § 1 Abs. 2 festgelegten Vorausset­
zungen nicht mehr erfüllt.
(2) Bei Ablehnung oder Widerruf der staatlichen 
Anerkennung hat die Vereinigung ihre Tätigkeit ein-
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